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tum 
 
 

 
§ 24 

Niederschrift 
 
2. Die Niederschrift wird als Beschlussprotokoll 

geführt. In Einzelfällen, insbesondere bei 
grundsätzlichen, stadthistorisch bedeutsa-
men Entscheidungen, ist neben dem Be-
schluss der wesentliche Inhalt der Diskussi-
on in Form eines Kurzprotokolls zu erfassen. 

 
 Die Sitzungen sind auf Tonträger aufzu-

zeichnen. Die Tonträger sind für 1 Jahr zu 
archivieren. Sie dürfen nur von der/dem 
Schriftführer(in) zur Erstellung der Nieder-
schrift und bei Meinungsverschiedenheiten 
zur Niederschrift von der/dem Mitunter-
zeichner(in) abgehört werden. 

 
 Nur bei Beschlussprotokollen kann der Rat 

bzw. der entsprechende Ausschuss darüber 
hinaus auf Antrag einer Fraktion oder von 
mindestens einem Fünftel seiner Mitglieder 
beschließen, dass der Tonträger durch ein 

§ 24 
Niederschrift 

 
2. Die Niederschrift wird als Beschlussprotokoll 

geführt. In Einzelfällen, insbesondere bei 
grundsätzlichen, stadthistorisch bedeutsa-
men Entscheidungen, ist neben dem Be-
schluss der wesentliche Inhalt der Diskussion 
in Form eines Kurzprotokolls zu erfassen. 

 
6. Um die Erstellung der Niederschrift zu 

erleichtern, dürfen Tonträgermitschnitte 
von Sitzungen erfolgen. Sie dürfen aus-
schließlich von den in Abs. 5 Satz 1 ge-
nannten Personen zur Erstellung der 
Niederschrift genutzt werden. 

 Ist bis spätestens in der auf die Zulei-
tung der Niederschrift gem. Abs. 5 Satz 
3 folgenden Ratssitzung kein Wunsch 
zur Änderung der Niederschrift geäu-
ßert worden, so ist der Tonträgermit-
schnitt unverzüglich zu löschen. 

 Wird ein Änderungswunsch geäußert, so 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach der Mustergeschäftsord-
nung des Städte- und Gemein-
debundes NRW ist die Regelung 
über die „Tonträgeraufzeich-
nung“ in einem eigenständigen 
Absatz geregelt.  
Aus Gründen der Rechtssicher-
heit soll der Formulierungsvor-
schlag des StuGB wie nebenste-
hend übernommen werden  
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einzelnes von den Antragstellern zu benen-
nendes Mitglied zu Dokumentationszwecken 
abgehört werden darf. 

 
 

kann zur Klärung der Berechtigung die-
ses Wunsches bis zur nächstfolgenden 
Ratssitzung der Tonträgermitschnitt 
abweichend von Satz 2 von dem Rats-
mitglied, das den Änderungswunsch 
vorträgt, von der/dem Schriftführer/in 
und ggf. von der/dem Bürgermeister/in 
gemeinsam abgehört werden, um eine 
gütliche Einigung über die Niederschrift 
zu erreichen. Das Ergebnis dieser Eini-
gungsbemühungen ist dem Rat vorzu-
tragen. Anschließend ist der Tonträger-
mitschnitt unverzüglich zu löschen. 

 
§ 28 

Einspruch gegen Beschlüsse 
entscheidungsbefugter Ausschüsse 

 
1. Beschlüsse von Ausschüssen mit Entschei-

dungsbefugnis können erst durchgeführt 
werden, wenn innerhalb von sieben Tagen, 
den Tag der Beschlussfassung nicht einge-
rechnet, weder von der/dem Bürgermeis-
ter(in) noch von mindestens einem Fünftel 
der Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch 
eingelegt worden ist. 

 

§ 28 
Einspruch gegen Beschlüsse 

entscheidungsbefugter Ausschüsse 
 
1. Beschlüsse von Ausschüssen mit Entschei-

dungsbefugnis können erst durchgeführt 
werden, wenn innerhalb von drei Tagen, den 
Tag der Beschlussfassung nicht eingerech-
net, weder von der/dem Bürgermeister(in) 
noch von mindestens einem Fünftel der Aus-
schussmitglieder schriftlich Einspruch einge-
legt worden ist. 

 

Die Fristverkürzung auf 3 Tage 
findet ihre Grundlage im § 54 
Abs. 1 Satz 1 GO, wonach die 
Bürgermeisterin einen Be-
schluss des Rates spätestens 
am 3. Tag nach der Beschluss-
fassung widersprechen kann, 
wenn er das Wohl der Stadt ge-
fährdet. 
Diese Dreitagefrist ist ebenfalls 
in der Mustergeschäftsordnung 
des Städte- und Gemeindebun-
des enthalten und wurde auch 
für die Änderung der Zustän-
digkeitsordnung (Vorl. 258/14, 
§ 4) vorgeschlagen.  
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§ 33 

Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach 
der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung 
vom 9. Dezember 1997 außer Kraft. 
 
Die 1. Änderung tritt am Tage nach der Be-
schlussfassung durch den Rat in Kraft. 
Die 2. Änderung tritt am Tage nach der Be-
schlussfassung durch den Rat in Kraft. 

 

§ 33 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach 
der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung 
vom 12. Februar 2008 außer Kraft. 
 

 

 


